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Der Bundesminister Bonn, den 17. Juli 1972 

für Wirtsdiaft und Finanzen 
W/III A 6-02 5130- 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Energieversorgung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Springorum, Dr. Burg- 
badier, Russe und der Fraktion der CDU/CSU 
-- Drudksadie VI/3607 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. In welchem Umfang ist die Errichtung neuer 
Kraftwerkskapazitäten innerhalb der nächsten 
zehn Jahre notwendig, damit keine Versor- 
gungsengpässe auftreten, und wie wird sich 
der Anteil der Kernkraftwerke an der Gesamt- 
kapazität entwickeln? 

Rund 60 000 MW neue Kraftwerksleistung müssen 
voraussichtlich in den nächsten zehn Jahren neu er- 
richtet werden, wenn Engpässe in der Stromversor- 
gung vermieden werden sollen. Dabei würde der 
Anteil der Kernkraftwerke an der gesamten Kraft- 
werkskapazität in diesen 10 Jahren aus heutiger 
Sicht von 4 ®/o auf mindestens 25 ®/o anwachsen. Der 
Anteil der Kernkraftwerke an der Stromerzeugung 
wird in dem genannten Zeitraum sogar von 5 ®/o auf 
mehr als 30 Vo steigen, da die Kernkraft besonders 
kostengünstig im Bereich der Grundlast eingesetzt 
wird. 


2. Mit welchem Zeitaufwand rechnet die Bundes- 
regierung vom Beginn der Planung an bis zur 
Inbetriebnahme eines Kernkraftwerkes und für 
die Erledigung der Einsprüche? 

Der Zeitaufwand vom Beginn der Planung bis zur 
Inbetriebnahme eines Kernkraftwerkes wird mit 
7 bis 8 Jahren angegeben. Innerhalb dieser Zeit 
werden auch die Genehmigungsverfahren nach dem 


Atomgesetz und anderen einschlägigen Gesetzen 
durchlaufen. In der Elektrizitätswirtschaft wächst 
aber die Sorge, daß künftig die Genehmigungsver- 
fahren nicht mehr überwiegend projektbegleitend 
durchgeführt werden können, sondern Bauzeitver- 
zögerungen nach sich ziehen. Sie befürchtet für die- 
sen Fall, daß ab der zweiten Hälfte dieses Jahr- 
zehnts die Deckung des Bedarfs an elektrischer 
Energie nicht mehr ausreichend gesichert wäre. 

Die Bundesregierung geht diesen Besorgnissen wie 
auch den Ursachen der in jüngster Zeit in der Öffent- 
lichkeit diskutierten Verzögerungen beim Bau von 
Kernkraftwerken in Zusammenarbeit mit allen be- 
teiligten Stellen nach. Sie prüft insbesondere, welche 
Konsequenzen im Interesse der Sicherheit der Kern- 
kraftwerke einerseits und der Stromversorgung 
andererseits gezogen werden müssen. 


3. Nimmt die Bundesregierung den - auch aus 
zum Teil ideologischen Gründen - immer stär- 
ker werdenden Widerstand gegen den Bau von 
Kernkraftwerken, der mit dem Schutz vor 
eventuellen Umweltgefahren begründet wird, 
ernst, oder hält sie ihn für nicht ins Gewicht 
fallend? 

Die Bundesregierung nimmt den stärker spürbaren 
Widerstand gegen den Bau von Kernkraftwerken 
sehr ernst. Sie hält es für notwendig, daß die Öffent- 
lichkeit noch mehr als bisher über die tatsächlichen 
Probleme und die gegebenen Lösungsmöglichkeiten 
aufgeklärt wird. Die Forschungsarbeiten gehen wei- 
ter; ihre Ergebnisse fließen in die Genehmigungs- 
verfahren ein. Die Bevölkerung kann darauf ver- 
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trauen, daß sadilidi berechtigte Forderungen an den 
Schutz der Umwelt durch geeignete Maßnahmen er- 
füllt werden. 

Das wachsende Umweltbewußtsein der Bevölkerung 
ist im übrigen nach Meinung der Bundesregierung 
positiv zu werten. 


4. Die Mitteilung der US-Regierung an den Kon- 
greß und andere Ereignisse der letzten Zeit 
machen deutlich, daß sich die USA und eben- 
falls die UdSSR in den nächsten Jahren in 
immer stärker werdendem Umfang aus den 
Nahostländern mit Mineralöl zu versorgen 
beabsichtigen. Die geschätzten Zahlen für den 
künftigen Importbedarf dieser beiden Länder 
gehen sogar über die derzeitige Ölförderung 
in diesem Raum weit hinaus. Ist die Bundes- 
regierung überzeugt, daß unter diesen Um- 
ständen der deutsche Bedarf an preisgünsti- 
gem Mineralöl langfristig aus diesem Raum 
gedeckt werden kann? 

Die Ölversorgung der Bundesrepublik kann nicht 
isoliert betrachtet werden, sondern ist Teil der 
Mineralölversorgung der ganzen westlichen Welt. 
Bereits gegenwärtig bildet der Nahe und Mittlere 
Osten das Kernstück der Versorgung Westeuropas 
und Japans. Die Prognosen für die Zukunft lassen 
in der Tat erwarten, daß insbesondere auch die USA 
und Japan in zunehmendem Maße auf Ölimporte 
aus diesem Raum zurücfcgreifen werden. 

Von der mengenmäßigen Seite her gesehen sind 
noch erhebliche Fördersteigerungen in diesen Ge- 
bieten möglich, die über die Hälfte der bekannten 
Erdölreserven der Welt verfügen. Eine echte Ver- 
knappung ist daher bei rein mengenmäßiger Be- 
trachtung nicht zu erwarten. Allerdings machen die 
gegenwärtig auf dem Welterdölmarkt zu beobach- 
tenden Tendenzen es wahrscheinlich, daß es allmäh- 
lich zu einer Verengung des Rohölangebots auf dem 
Weltmarkt kommen wird. In diesem Zusammenhang 
könnten insbesondere die politischen Unsicherheits- 
faktoren, die die Erdölversorgung in dem derzeiti- 
gen Umstrukturierungsprozeß belasten, Wirksam- 
keit gewinnen. 

Die sich verstärkende Entwicklung zu einem Erdöl- 
verkäufermarkt hin wird sicherlich nicht ohne Aus- 
wirkungen auf das Preisniveau bleiben. Die höheren 
Preise, die die internationalen Ölgesellschaften den 
Rohölförderländern in den Vereinbarungen von 
Teheran, Tripolis und Genf zugestanden haben, die 
steigenden Erschließungskosten, die für die Explo- 
ration in anderen Regionen — besonders für off 
shore-Bohrungen — aufgewendet werden müssen 
und die erheblichen Investitionen, die in den west- 
lichen Industrieländern für Zwecke des Umwelt- 
schutzes aufgebracht werden müssen, lassen tenden- 
ziell weltweit steigende Mineralölpreise erwarten. 
Für die Bundesrepublik als ein Land, das zu mehr 
als 90 Vo importabhängig ist, kommt es in dieser 
Situation darauf an, ihre Bemühungen um die wei- 
tere Sicherung ihrer Rohölbezüge fortzusetzen, alle 
Möglichkeiten zur Erschließung einer möglichst kri- 


senunabhängigen Erdölversorgung auszuschöpfen 
und sich durch eine verstärkte Vorratspolitik gegen 
Versorgungskrisen zu wappnen. 


5. Treffen Meldungen zu, daß die Jahresproduk- 
tion aus dem Erdgasfeld Groningen erheblich 
unter den früher geschätzten Zahlen liegt und 
daß infolgedessen niederländisches Erdgas 
neuen Industrien und insbesondere neuen 
Kraftwerken, wenn überhaupt, nur begrenzt 
zur Verfügung stehe und damit nicht den er- 
warteten Anteil an der künftigen Stromver- 
sorgung übernehmen könne? 

Solche Meldungen treffen nicht zu. Die Jahrespro- 
duktion aus dem Erdgasfeld Groningen lagen im 
Gegenteil in den letzten Jahren über den früher 
geschätzten Zahlen. Dem entspricht im übrigen die 
Tatsache, daß eine führende deutsche Ferngasgesell- 
schaft erhebliche Importmengen, die nach dem Lie- 
fervertrag erst für einen späteren Zeitraum vor- 
gesehen waren, vorziehen konnte. Es besteht auch 
keinerlei Anhaltspunkt dafür, daß von deutschen 
Stromversorgungsunternehmen abgeschlossene Erd- 
gasimportverträge für noch im Bau befindliche Kraft- 
werke nicht voll erfüllt würden. Wie die künftige 
Exportpolitik der niederländischen Erdgasproduzen- 
ten sein wird, läßt sich noch nicht mit Sicherheit 
absehen. In welche Verbrauchsbereiche evtl. Mehr- 
mengen fließen werden, wird sich nicht zuletzt nach 
den in den einzelnen Verbrauchsbereichen zu erzie- 
lenden Preisen richten; die Bundesregierung hat 
hierauf keinen Einfluß. 


6. Entspricht es den Tatsachen, daß im vergange- 
nen Jahr trotz umfangreicher Explorationen in 
Westdeutschland der Verbrauch an Erdgas um 
2 Mrd. m3 über den neu entdeckten Reserven 
gelegen hat und daß der Erdgasbedarf der 
Bundesrepublik, der 1971 noch zu 70 v. H. aus 
inländischen Quellen gedeckt werden konnte, 
spätestens 1975 zum weitaus größten Teil aus 
Importen gedeckt werden muß? 

Es entspricht den Tatsachen, daß im vergangenen 
Jahr der Verbrauch an Erdgas aus deutschen Vor- 
kommen um 2 Mrd. m® über den im gleichen Zeit- 
raum in der Bundesrepublik neu entdeckten Reser- 
ven (13 Mrd. m^) gelegen hat. Zusätzlich wurden 
1971 über 6 Mrd. m^ aus niederländischen Quellen 
zur Bedarfsdeckung herangezogen, so daß der Erd- 
gasbedarf der Bundesrepublik im vergangenen Jahr 
noch zu 70 Vo aus inländischen Quellen gedeckt wer- 
den konnte. 1974/75 werden sich bei der Deckung 
des Erdgasbedarfs Eigenproduktion und Erdgasim- 
porte die Waage halten. Voraussichtlich um 1980 
wird sich das vorjährige Verhältnis von 70 : 30 um- 
gekehrt haben, wenn nicht erhebliche neue Funde 
auf dem deutschen Festland oder im deutschen Teil 
des Festlandsockels das Bild verändern. Die Bundes- 
regierung hat daher auf eine baldige Wiederauf- 
nahme der Explorationstätigkeit im deutschen Fest- 
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landsockel gedrungen. Sie unterstützt ferner die Be- 
mühungen der deutschen Gaswirtschaft, die mit der 
wachsenden Importabhängigkeit verbundenen Ver- 
sorgungsrisiken durch verstärkte Diversifikation der 
Bezugsquellen so gering wie möglich zu halten. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussich- 
ten der Bemühungen, zumindest einen Teil der 
Ekofisk-Vorkommen für den deutschen Erd- 
gasmarkt verfügbar zu machen? Kann die Bun- 
desregierung Angaben darüber machen, ob und 
in welchem Umfang sich bei einem Erfolg dieser 
Bemühungen eine Erhöhung des bisherigen 
Preisniveaus für Erdgas ergeben wird? 

Trotz der starken ausländischen Nachfragekonkur- 
renz um das Ekofisk-Gas beurteilt die Bundesregie- 
rung die Aussichten der Bemühungen, zumindest 
einen Teil des Ekofisk-Vorkommens für den deut- 
schen Markt zu gewinnen, als nicht schlecht. Die 
Preise und Konditionen, zu denen Erdgas aus neuen 
Vorkommen auf dem internationalen Gasmarkt be- 
zogen werden kann, sind aber infolge der zuneh- 
mend schärfer werdenden Nachfragekonkurrenz er- 
heblich ungünstiger als in früheren Jahren. Das gilt 
besonders für das für alle interessierten west- 
europäischen Länder unter dem Aspekt der Versor- 
gungssicherheit besonders günstig gelegene Ekofisk- 
Vorkommen. In welchem Umfang sich der zuneh- 
mende Nachfragedruck auf dem internationalen Gas- 
markt auf das inländische Erdgaspreisniveau aus- 
wirken wird, läßt sich kaum quantifizieren. Die 
Preisentwicklung beim Erdgas wird entscheidend 
von der Entwicklung des allgemeinen Energiepreis- 
niveaus, vor allem von der Preisentwicklung beim 
Heizöl, bestimmt, mit dem das Erdgas in Substitu- 
tionskonkurrenz steht. 


8. Die Bundesregierung hat den Ministerrat in 
Brüssel auf die drohende Gefahr hingewiesen, 
daß im Bau oder in Planung befindliche deut- 
sche Kernkraftwerke keine gesicherte Versor- 
gung mit angereichertem Uran haben. Glaubt 
die Bundesregierung, daß die Versorgung aus 
den USA langfristig ausreicht, oder ist sie der 
Meinung, daß europäische Urananreicherungs- 
anlagen so rechtzeitig erstellt sein werden, 
daß eine Versorgungslücke nicht entstehen 
kann? 

Die Bundesregierung hält die Versorgung mit an- 
gereichertem Uran für langfristig gesichert. Diese 
Auffassung stützt sich auf die große Zahl der schon 
abgeschlossenen Verträge über die Versorgung mit 
angereichertem Uran, die Vorratshaltung von an- 
gereichertem Uran in der Bundesrepublik für den 
Notfall und die z. Z. laufenden Verhandlungen der 
Euratom mit den USA. Die Bundesregierung geht 
außerdem davon aus, daß europäische Anreiche- 
rungsanlagen so rechtzeitig erstellt sein werden, 
daß sie maßgebend zur Sicherung der Versorgung 
mit angereichertem Uran beitragen werden, über- 
dies hat sie Anlaß anzunehmen, daß mit hoher 


Wahrscheinlichkeit Anfang nächsten Jahrzehntes 
auf der Welt auch anderweitig Anreicherungsanla- 
gen gebaut und in der Lage sein werden, den Bedarf 
zu decken. 


9. Bis zu welchem Zeitpunkt müßte eine euro- 
päische Urananreicherung zur Verfügung ste- 
hen? 

Eine größere Urananreicherungskapazität sollte in 
den Jahren 1981/82 zur Verfügung stehen. 

Es besteht insbesondere auf Grund der Fortschritte, 
die in den letzten Jahren mit dem Gasultrazentri- 
fugenverfahren gemacht wurden, berechtigte Aus- 
sicht, daß dieses Ziel durch steigenden Aufbau von 
Anreicherungsanlagen, deren erste im Rahmen der 
trilateralen Zusammenarbeit mit den Niederlanden 
und Großbritannien in der Planung ist, erreicht wird. 


10. Entspricht es den Tatsachen, daß seitens ame- 
rikanischer Behörden der Grundsatz der Nicht- 
diskriminierung europäischer Verbraucher von 
angereichertem Uran abgelehnt worden ist? 

Die Verhandlungen zwischen Euratom und 
USAEC sind noch nicht abgeschlossen. Wenn auch 
bisher der Eindruck entstanden ist, daß die US- 
Dienststellen keine Neigung zeigen, den Grundsatz 
der Nichtdiskriminierung gegenüber europäischen 
Verbrauchern von angereichertem Uran bei Preisen 
und Lieferbedingungen anzuerkennen, so ist doch 
eine endgültige Beurteilung erst nach Abschluß der 
Verhandlungen, die insbesondere zu diesem Punkt 
noch intensiv weitergefürt werden, möglich. 


11. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Meldung bei, daß eine britische Regie- 
rungskommission gefordert hat, den Bau von 
Kernkraftwerken so lange einzustellen, bis ein 
Mittel zur Vernichtung des atomaren Abfalls 
gefunden ist? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das britische 
Umweltschutzministerium im Rahmen der Vorbe- 
reitung der Stockholmer Umweltschutzkonferenz 
eine Untersuchungskommission beauftragte, in 
einem Bericht die öffentliche Meinung zu verschie- 
denen Umweltfragen darzulegen. Dieser Bericht ent- 
hält u. a. die Mitteilung, ein Teil der Öffentlichkeit 
sei der Ansicht, das britische Kernenergieprogramm 
solle einstweilen unterbrochen oder reduziert wer- 
den, bis es eine Möglichkeit zur völligen Beseiti- 
gung der radioaktiven Abfälle gäbe. 

Das britische Handels- und Industrieministerium als 
die für Reaktorsicherheit und Genehmigungen von 
Kernkraftwerken zuständige Behörde und auch das 
britische Umweltschutzministerium haben dieser An- 
sicht entschieden widersprochen. Beide Ministerien 
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erklären, daß sie dem Schutz der Umwelt vor den 
Gefahren der Kernenergie große Bedeutung bei- 
messen, jedoch die derzeit üblichen Methoden der 
Endlagerung radioaktiver Abfälle als sicher betrach- 
ten und darin auch auf absehbare Zeit keine Pro- 
bleme erwarten. Es gäbe deshalb keinen Grund, das 
britische Kernkraftwerksprogramm aufzugeben oder 
zu reduzieren. 

Die Bundesregierung teilt diese Ansicht für die 
Situation in der Bundesrepublik, insbesondere da 
sie mit der Tieflagerung radioaktiver Abfälle im 
Salzgestein eine besonders sichere Endlagerung zur 
Verfügung hat. 


12. Immer deutlicher zeichnet sich die Sorge ab, 
daß sich in einer neuen weltweiten Hochkon- 
junktur die Versorgung der Bundesrepublik 
mit Primär- und Sekundärenergie schwieriger 
gestalten wird als 1969/70. Hat die Bundesregie- 
rung für diesen Fall Versorgungspläne vorbe- 
reitet, oder hält sie diese für nicht notwendig? 

Die Ausarbeitung von Versorgungsplänen für die 
Deckung des Energiebedarfs in einer neuen welt- 
weiten Hochkonjunktur hält die Bundesregierung 
nicht für das adäquate Mittel. Als beste Vorsorge 
für Engpässe dieser Art hält sie die optimale An- 
gebotsentfaltung jedes Energieträgers, die Stärkung 
seiner Flexibilität und Austauschbarkeit mehrerer 
Energieträger untereinander in Zeiten normaler 
Versorgungssituationen. Durch eine entsprechende 
Vorausplanung können die energieverbrauchenden 
Unternehmen auf diesen Wegen selbst entscheidend 
zur Überwindung einer vorübergehenden außer- 
gewöhnlichen Steigerung der Nachfrage beitragen. 


13. Reicht nach Ansicht der Bundesregierung der 
geplante Neubau von 6000 MW Kapazität auf 
der Basis von Steinkohle aus, um bis zum 
Jahre 1980 und danach mögliche Lücken in der 
Stromversorgung auszufüllen und gleichzeitig 
die Abhängigkeit in der Energieversorgung 
ausreichend zu mildern? 

Der im Wege der „Anschlußregelung" erstrebte 
Neubau von 6000 MW Kraftwerksleistung auf der 
Basis von Steinkohle würde im Verein mit dem 
Kapazitätsausbau auf der Basis von Braunkohle, 
Kernkraft und Erdgas ausreichen, um die Struktur 
der Brennstoffversorgung der Kraftwerke im jetzi- 
gen günstigen Rahmen zu halten mit der Aussicht, 
sie im Laufe der 80er Jahre durch vermehrten Ein- 
satz der Kernenergie weiter zu verbessern. Mögliche 
Lücken in der Stromversorgung werden die Unter- 
nehmen zumindest in den kommenden 10 Jahren 
primär durch rascher einzuschiebende Ölkraftwerke 
und Gasturbinen schließen. Daneben besteht die 
Möglichkeit, ältere Steinkohlenkraftwerke heränzu- 
ziehen, die die Unternehmen auch dann in Reserve 
halten werden, wenn der laufende Betrieb zu teuer 
geworden sein sollte. 


14. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
für den Neubau von 6000 MW Steinkohlen- 
kraftwerkskapazität derzeit vorgesehenen 
finanziellen Anreize ausreichend sind, um der 
Elektrizitätswirtschaft die Realisierung des vol- 
len Programms zu ermöglichen? 

Die Richtlinien „über die Sicherung des Einsatzes 
von Gemeinschaftskohle in neuen Kraftwerken" 
sind erst am 23. Juni 1972 veröffentlicht worden. Es 
muß daher zunächst abgewartet werden, ob die dar- 
in vorgesehenen Anreize ausreichen werden, das 
erstrebte Ziel des Neubaues von 6000 MW zu er- 
reichen. Davon wird es abhängen, ob und gegebe- 
nenfalls welche Verbesserungen in den Zuschuß- 
sätzen erforderlich werden könnten, wobei die 
finanzielle Leistungsfähigkeit von Bund und Län- 
dern zu berücksichtigen wäre. 


15. Glaubt die Bundesregierung, daß weitere, über 
den von der Ruhrkohle AG vorgelegten An- 
passungsplan hinausgehende Stillegungen von 
Steinkohlenzechen vertretbar sind allein mit 
der Begründung, daß zur Zeit die Steinkohle 
im Verhältnis zu anderen Primärenergien teu- 
rer ist? 

Die im Gesamtanpassungsplan der Ruhrkohle AG 
vorgesehene Anpassung der Förderung an die Ab- 
satzmöglichkeiten verfolgt das unmittelbare Ziel, 
die Ertragslage des Unternehmens zu verbessern. 
Durch das Ausscheiden der unwirtschaftlichen An- 
lagen, durch Senkung der Kosten und durch Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen soll eine bessere Basis für 
den Wettbewerb der Kohle mit den anderen Ener- 
gieträgern geschaffen werden. Um dieses Ziel zu 
erreichen, soll die bestehende Anpassungsplanung 
flexibel gehandhabt und durch zeitliches Vorziehen 
von geplanten Stillegungen eine Beschleunigung 
der Anpassung erreicht werden. 

Diese Anpassung der Förderung an die Marktsitua- 
tion trägt der auf dem Energiemarkt sich vollziehen- 
den strukturellen Umwandlung Rechnung. Der An- 
teil der einzelnen Energieträger an der Energiever- 
sorgung hat sich beachtlich verschoben. Die Ursache 
dafür ist in erster Linie auf das Vordringen des 
Mineralöls und des Erdgases zurückzuführen. 

Auf diese strukturelle Veränderung hat die Bundes- 
regierung in der Weise reagiert, daß sie den Absatz 
der Steinkohle durch umfangreiche Kohlenhilfen ge- 
stützt hat. In diesem Zusammenhang sind insbeson- 
dere die Kokskohlenbeihilfe, die Verstromungshil- 
fen, die Importkontingentierung sowie die Heizöl- 
steuer zu nennen. Die Entwicklung der nächsten 
Jahre auf dem Energiemarkt ist mit erheblichen 
Unsicherheiten verbunden. Es kann nicht ausge- 
schlossen werden, daß für die zweite Hälfte der 70er 
und für die 80er Jahre eine Ubernachfrage mit ent- 
sprechenden Folgen für die Kosten und Preise bei 
Energie entsteht. Die Bundesregierung ist nach wie 
vor der Auffassung, daß die Kohle auch in Zukunft 
einen wichtigen Beitrag zur Energieversorgung zu 
leisten hat. Wie hoch dieser Beitrag ist, hängt im 
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wesentlichen von den Verbrauchern ab. Dies gilt 
insbesondere für die beiden wichtigsten Absatz- 
bereiche, für die Eisen- und Stahlindustrie und für 
die Elektrizitätswirtschaft. Von ihnen muß eine 
Aussage erwartet werden, welche Rolle sie in Zu- 
kunft der deutschen Steinkohle beimessen wollen. 
Die Bundesregierung hat durch die Kokskohlenbei- 
hilfe und die Anschlußregelung an die Verstro- 
mungsgesetze bereits gewisse Daten gesetzt. Inso- 
weit ist noch offen, ob auch in Zukunft weitere Still- 
legungen zur Anpassung an die erwartete Entwick- 
lung auf dem Markt notwendig werden. 


16. In der Pressemitteilung des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft und Finanzen vom 30. Mai 
1972 wird von einer Verbesserung der Situation 
der Ruhrkohle AG im Rahmen der Energiepo- 
litik der Bundesregierung gesprochen. Kann die 
Bundesregierung diesen Rahmen - soweit er 
den deutschen Steinkohlenbergbau betrifft - 
bereits nennen, und kann die Bundesregierung 
deutlich machen, was sie unter einer langfri- 
stigen Konsolidierung - laut oben erwähnter 
Pressemitteilung - im Rahmen dieser Energie- 
politik versteht? 

Die Energiepolitik der Bundesregierung kann nur 
als Teil der Wirtschaftspolitik verstanden werden. 
Aufgabe der Energiepolitik muß es sein, die Ver- 
braucher ausreichend mit Energie zu wettbewerbs- 
fähigen Bedingungen zu versorgen. Dabei müssen 
die energiepolitischen Maßnahmen dem Grundsatz 
der freien Konsumwahl des Verbrauchers Rechnung 
tragen. 

Der Schwerpunkt der Energiepolitik liegt im we- 
sentlichen in der Verbesserung und Kontinuität der 
Energieversorgung angesichts des ständig anstei- 
genden Enegiebedarfs. Die Maßnahmen für die An- 
passung und Gesundung des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus nehmen dabei eine wichtige Stellung ein, 
da auch in Zukunft auf den Beitrag der Steinkohle 
zur Energieversorgung nicht verzichtet werden kann 
und soll. Der Beitrag der Kohle zur Energieversor- 
gung unserer Volkswirtschaft kann allerdings nicht 
unabhängig von der Marktentwicklung gesehen 
werden. 

Die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der 
Ruhrkohle AG muß, entsprechend dem privatwirt- 
schaftlichen Charakter des Unternehmens, in erster 
Linie als Aufgabe des Unternehmens und der Eigen- 
tümer gesehen werden. Aus diesem Grunde wird 
erwartet, daß vom Unternehmen äußerste Anstren- 
gungen zur Verbesserung der Ertragslage, vor allem 
durch Leistungssteigerungen und Rationalisierungen 
unternommen werden. 

Dabei ist sich die Bundesregierung bewußt, daß an- 
gesichts der nicht vorhersehbaren und auch von der 
Bundesregierung nur begrenzt beeinflußbaren Ent- 
wicklung auf dem Weltenergiemarkt jede Lösung 
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein 
wird. In der gegenwärtigen Situation kann daher 
eine Konsolidierung lediglich auf einen überschau- 
baren Zeitraum abstellen. Für eine längerfristige 


Lösung können heute noch keine endgültigen An- 
gaben gemacht werden. Aus diesem Grunde haben 
sich die am Gespräch vom 30. Mai 1972 Beteiligten 
das Ziel gesetzt, das vorgelegte Stabilisierungspro- 
gramm für eine längerfristige Konsolidierung fort- 
zuentwickeln. Dies ist eine Aufforderung an alle 
Beteiligten, auch in Zukunft durch weitere Anstren- 
gungen an der Konsolidierung der Ruhrkohle AG 
mitzuarbeiten. Bei aller Bereitschaft der öffentlichen 
Hand zu flankierenden Maßnahmen für eine Kon- 
solidierung der Ruhrkohle AG kann die Lösung 
nicht darin bestehen, daß seitens der öffentlichen 
Hand eine Absatz- oder Verlustübernahmegarantie 
gegeben wird. 


17. Der Bund der italienischen Koksproduzenten 
(COMIKOKE) hat bei der EG-Kommission 
einen Plan für eine Gemeinschaftslösung vor- 
gelegt, mit der langfristig die Kokskohlenver- 
sorgung der europäischen Verbraucher auf der 
Basis vorwiegend inländischer Vorkommen ge- 
sichert werden soll. Wie beurteilt die Bundes- 
regierung diesen Vorschlag, und ist sie bereit, 
eine Realisierung dieses Vorschlags in ihre 
energiepolitischen Überlegungen einzubezie- 
hen? 

Die Bundesregierung begrüßt jegliche Eigeninitia- 
tive von Kokskohleverbrauchern, zur Entwicklung 
und Erhaltung einer ihren Bedarf deckenden Ge- 
meinschaftsproduktion beizutragen und dafür den 
erforderlichen Gemeinschaftsrahmen und die Ge- 
meinschaftsgrundlagen zu schaffen. Die Bundes- 
regierung hofft und wünscht, daß sich die Kommis- 
sion diese Grundgedankengänge in dem von ihr zu 
erwartenden Vorschlag zur Ablösung der auslau- 
fenden Entscheidung 70/1 zu eigen macht. In den 
dann anschließenden Verhandlungen wird die Bun- 
desregierung eine solche Gemeinschaftsregelung mit 
Nachdruck vertreten. 

Die in der Studie enthaltenen Modalitäten bedürfen 
im einzelnen noch einer besonderen Prüfung. 


18. Treffen Meldungen zu, daß italienische, fran- 
zösische, niederländische und britische Käufer 
langfristige Verträge für die Lieferung von 
Kokskohle aus den Lagerstätten in Zentral- 
Queensland abgeschlossen haben, und ist es 
der Bundesregierung bekannt, um wieviel sich 
die Preise australischer Kokskohle cif euro- 
päischer Hafen und deutscher Kokskohle 
unterscheiden? 

Der Bundesregierung sind bisher noch keine kon- 
kreten langfristigen Abmachungen über die Liefe- 
rung australischer Kokskohle an Abnehmer in der 
Gemeinschaft oder Großbritannien bekannt gewor- 
den. Das gleiche gilt übrigens auch für die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften. Bekannt 
wurden bisher lediglich einige kurzfristige Ab- 
schlüsse über kleinere Partien, die für die Beobach- 
tung langfristig geltender Preise jedoch keinen Aus- 
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sagewert besitzen und von der Kommission bei 
ihrer periodischen Ermittlung der Konditionen für 
Drittlandseinfuhren von Kokskohle in die Gemein- 
schaft auch nicht berücksichtigt worden sind. Dieser 
Informationsstand könnte sich erst nach Abschluß 
der neuesten Enquete der Kommission über die Ein- 
fuhrpreise für Drittlandskohle ändern, deren Ergeb- 
nis jedoch nicht vor dem Monat September d. J. zu- 
gänglich sein dürfte. 


19. Kann die Bundesregierung mitteilen, welchen 
Rang sie im Rahmen ihrer Energiepolitik einer 
auch in Zukunft sicheren Energieversorgung 
einräumt? 

Angesichts der hohen Importabhängigkeit der Bun- 
desrepublik in der Energieversorgung in Höhe von 
60 ^/o hat die Bundesregierung der Sicherung ihrer 
Einfuhren von Jeher besondere Bedeutung beige- 
messen; sie hat ihre Anstrengungen in dieser Be- 
ziehung angesichts der zunehmenden Risiken auf 
den Weltrohstoffmärkten noch verstärkt, um Ver- 
sorgungsstörungen in Zukunft vorzubeugen. 

Im Rahmen ihrer langfristig orientierten Energie- 
politik sieht die Bundesregierung die wichtigste 
Grundlage ihrer Sicherheitspolitik in einer ausge- 
wogenen Energieangebotsstruktur und einer mög- 
lichst breiten Streuung der Energieträger und der 
Bezugsquellen. 

Sektoral liegt das Schwergewicht auf der Sicherung 
der Mineralöleinfuhren, die 54 des Gesamtener- 
gieverbrauchs bestreiten. Das Erfordernis langfristi- 
ger Absicherung in diesem Bereich ist um so mehr 
gegeben, als — zusätzlich zu den allgemein bekann- 
ten Risiken der Weltrohölversorgung — die einhei- 
mischen Mineralölgesellschaften in der BRD im Ge- 
gensatz zu den meisten der anderen großen Indu- 
strieländer nur einen unzureichenden Zugang zu 
eigenen Mineralölquellen haben und die benötigten 
Rohöleinfuhren nur zu einem Fünftel in deutschen 
Häfen angelandet werden. Von allgemeinen und 
besonderen Risiken Rechnung tragend hat die Bun- 
desregierung den Aufbau einer staatlichen Bundes- 
rohölreserve von 10 Mio t in die Wege geleitet. 
Entsprechend den Beschlüssen und den Anregungen 
in der OECD und der EWG wird sie weiterhin dem 
Deutschen Bundestag einen Gesetzentwurf zur Er- 
höhung der von den Mineralölgesellschaften zu 
haltenden Pflichtvorräte zuleiten mit dem Ziel, mög- 
lichst schnell einen Bevorratungsstand von 90 Tagen 
für die Raffineure und 70 Tage für die Importeure 
zu erreichen. Langfristig wird auch von den Aktivi- 
täten der einheimischen Mineralölgesellschaften im 
Rahmen des Starthilfeprogramms der Bundesregie- 
rung ein Beitrag zur Sicherung der Mineralölversor- 
gung erwartet. Letztlich ist in Zusammenarbeit von 
BMWF, Wirtschaft und wissenschaftlichen Instituten 


mit dem Aufbau einer nationalen Krisenorganisa- 
tion begonnen worden, deren Aufgabe es ist, im 
Falle von Versorgungsstörungen gemeinsame Vor- 
schläge zur optimalen Deckung des Bedarfs an Mine- 
ralölprodukten auszuarbeiten. 

Eine letztlich dauerhafte und spürbare Verbesse- 
rung der langfristigen Sicherheitssituation in der 
Energieversorgung kann von der stärkeren Verwen- 
dung der Kernenergie mit ihrem enormen Potential 
und ihrem hohen Sicherheitsgrad erwartet werden. 
Durch die Atomprogramme der Bundesregierung 
wird eine wirkungsvolle und konsequente Förde- 
rung der Kernenergie betrieben und damit ein er- 
heblicher Beitrag zur Sicherheit unserer Energie- 
versorgung geleistet. 


20. Gibt die Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Energieversorgung dem Prinzip der Markt- 
wirtschaft Priorität oder der These der M.I.T.- 
Studie über die Unverantwortlichkeit der Ver- 
schwendung von Rohstoffen? 

Angesichts der weltweit stark ansteigenden Energie- 
nachfrage und der natürlichen Begrenztheit der 
heute genutzten Energieträger wird öfter die Be- 
fürchtung über eine Verschwendung der Energie- 
rohstoffe geäußert. 

Eine Antwort hierauf ist nur möglich auf der Grund- 
lage der Kenntnis der langfristigen Energienach- 
frage. In welchem Umfang der Energieverbrauch in 
den folgenden Jahrzehnten steigen wird, ist noch 
nicht zu übersehen und bedarf eingehender Unter- 
suchungen über die Wechselwirkung zwischen 
Energieverbrauch und Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsentwicklung. Eine Studie über diese Zusam- 
menhänge befindet sich in Vorbereitung. 

Andererseits ist auf der Energieangebotsseite mit 
erheblichen Ausweitungsmöglichkeiten durch die 
Kernenergie zu rechnen, wenn etwa an die Entwick- 
lung Schneller Brüter oder sogar von Kernfusions- 
Kraftwerken gedacht wird. Begrenzungen in der 
Energieversorgung werden dadurch erheblich ver- 
ringert. 

Die M.I.T.-Studie analysiert in ihren Welt-Modellen 
hypothetische Grenzwerte, die ohne Gefahr für die 
Menschheit nicht überschritten werden dürfen. Die 
Studie geht nicht auf Wirtschaftsordnungsgesichts- 
punkte ein. 

Die Bundesregierung sieht hinsichtlich der von ihr 
verfolgten Energiepolitik keinen Widerspruch in 
den Überlegungen der M.I.T.-Studie und dem Prin- 
zip einer wettbewerbsorientierten Marktwirtschaft. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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